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Geltendes Recht Vernehmlassungsentwurf 

Verordnung betreffend die Änderung der Verordnung des Regie-
rungsrates über die Rechtsstellung der Lehrpersonen an den Volks-
schulen 

I. 

Der Erlass RB 411.114 (Verordnung des Regierungsrates über die Rechtsstel- 
lung der Lehrpersonen an den Volksschulen vom 25. Januar 2005) (Stand 1. Ja-
nuar 2017) wird wie folgt geändert: 

§3 
Lehrbefhigung 

1  Für den Unterricht auf einer bestimmten Stufe ist ein von der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) anerkanntes Lehrdiplom, 
das hierzu berechtigt, oder ein gleichwertiger Abschluss erforderlich. Vorüberge-
hend können auch Personen mit einem stufenfremden anerkannten Lehrdiplom 
oder einem gleichwertigen Abschluss eingesetzt werden. 

2  Das Departement für Erziehung und Kultur entscheidet über die Gleichwertig-
keit. Es kann hierzu Richtlinien erlassen. 

3  Unter Vorbehalt vorübergehender Einsätze dürfen Lehrpersonen nur in den Fä-
chern eingesetzt werden, für die sie eine Lehrbefähigung haben. 

4  Andere Personen können zur Überbrückung ausgewiesener Notsituationen und 
mit Bewilligung des Amtes für Volksschule eingesetzt werden. 

5  Für den Unterricht an der Basisstufe ist ein von der EDK anerkanntes Kinder-
garten- oder Primarlehrdiplom nötig sowie eine vom Amt vorgegebene Weiterbil-
dung. 

3b's Personen in Ausbildung zu EDK-anerkannten Stufendiplomen können vor-
übergehend eingesetzt werden. 
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§4 
Teilzeitbeschäftigung und Aus- oder Eintritt während des Schuljahres 

1  Für Teilzeitbeschäftigte und während des Schuljahres ein- oder austretende 
Lehrpersonen gelten anteilmässige Rechte und Pflichten, unter Vorbehalt von ab-
weichenden Vorgaben für die Stelle oder gemäss dieser Verordnung sowie von 
Vereinbarungen. 

2  Bei unbefristeten Teilzeitarbeitsverhältnissen mit variablem Beschäftigungsgrad 
ist eine Bandbreite festzulegen, zwischen deren oberem und unterem Wert nicht 
mehr als 30 % einer vollen Anstellung liegen darf. Liegen die geleisteten Arbeits- 
zeiten während dreier Jahre ununterbrochen über dem oberen Grenzwert, hat die 
Lehrperson Anspruch auf eine entsprechende Anpassung der Bandbreite. 

2  Bei unbefristeten Teilzeitarbeitsverhältnissen mit variablem Beschäftigungsgrad 
ist eine Bandbreite festzulegen, zwischen deren oberem und unterem Wert nicht 

30 % 	 Anstellung liegen darf. Licgcn dic 	Arbcits mehr als 	einer vollen 	 geleisteten 
drcicr Johre 	 Ober dem 	Grenzwert, hot die zcitcn während 	 ununterbrochen 	oberen 

- - 	- 	 ,-:.. 	:..-:: — : 	 ..-: 	:- 

§ 11 
Stellvertretungen 

1 Ist eine Lehrperson verhindert, ihre Stelle zu versehen, ist umgehend eine Steil-
vertretung einzusetzen. 

2  Bei kurzfristiger Verhinderung einer Lehrperson stehen die anderen Lehrperso-
nen im Rahmen ihrer Pensen zur Überbrückung allfälliger Lücken zur Verfügung, 
Die VVochenlektionenzahl der vom Ausfall betroffenen Klassen und der Schulbe-
trieb können angemessen angepasst werden. 

3  Stellvertreterinnen und Stellvertreter erhalten bei einer Stellvertretungsdauer bis 
zu acht Unterrichtswochen 85 %, darüber hinaus 100 % der ordentlichen Besol-
dung. Es gelten die Bestimmungen von § 46. 

4  Der Lohnanspruch bei Verhinderung der Arbeitsleistung richtet sich nach jenem 
befristet angestellter Personen gegenüber dem Kanton. 

5  Übernehmen Lehrpersonen im Teilpensum zusätzlich das Pensum einer verhin- 
derten Lehrperson, werden sie nach den gleichen Grundsätzen entschädigt wie 
für das Grundpensum. Ergeben Grundpensum und stellvertretungsweise über-
nommene Lektionen mehr als ein volles Pensum, werden die über das volle Pen-
sum hinaus gehenden Lektionen zu Ansätzen für Zusatzlektionen entschädigt. 

3  Aufgehoben. 

4  Aufgehoben. 

5  Aufgehoben. 
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§ 16 
Kündigungsfristen und -termine 

1 Arbeitsverhältnisse können unter Vorbehalt abweichender Regelungen beidsei-
tig unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten auf das Ende eines Semesters, 
das heisst auf den 31. Juli oder den 31. Januar, aufgelöst werden. Die Frist be-
ginnt mit dem Zugang der Kündigung. 

2  Im ersten Jahr der Anstellung in einer Schulgemeinde kann unter Einhaltung ei-
ner Kündigungsfrist von zwei Monaten auf Monatsende gekündigt werden. 

3  Stellvertretungsverhältnisse können jederzeit unter Einhaltung einer Frist von 
10 Tagen beendet werden. Wird eine Stellvertretung im Voraus für mindestens 
sechs Monate eingegangen, beträgt die Kündigungsfrist einen Monat. 

4  Bei Schwangerschaft können Lehrerinnen bis spätestens drei Monate vor dem 
ärztlich bestimmten Niederkunftstermin auf das Ende des bezahlten Mutter-
schaftsurlaubs kündigen. 

3 StclIvertrctungsverhältnissc Befristete Anstellungsverhältnisse können jederzeit 
unter Einhaltung einer Frist von 10  zehn Tagen beendet werden. Wird eine Stell 
vertrctung ein solches  im Voraus für mindestens sechs Monate eingegangen, be 
trägt die oder dauert es ohne Unterbruch über ein Jahr. kann unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist einen--Menetvon zwei Monaten auf Monatsende gekündigt 
werden. 

§ 18 
Kündigung bei verbundenen Anstellungen 

'Sind mehrere Teilzeitanstellungen vertraglich miteinander verbunden und ist 
vereinbart, dass die Auflösung eines Arbeitsverhältnisses als sachlicher Grund 
für die Kündigung des anderen Arbeitsverhältnisses gilt (Jobsharing), hat die 
erstkündigende Partei eine Kündigungsfrist von vier Monaten zu beachten. Als 
verbundene Anstellungen gelten Anstellungen, bei welchen die beteiligten Lehr- 
personen je ein Minimalpensum von 12 Lektionen erteilen. 

'Sind mehrere Teilzeitanstellungen vertraglich miteinander verbunden und ist 
vereinbart, dass die Auflösung eines Arbeitsverhältnisses als sachlicher Grund 
für die Kündigung des anderen Arbeitsverhältnisses gilt (Jobsharing), hat die 
erstkündigende Partei ab dem 2. Anstellungsjahr eine Kündigungsfrist von vier 
Monaten auf Semesterende zu beachten,. Im Übrigen sind die Bestimmungen 
von § 16 anwendbar. Als verbundene Anstellungen gelten Anstellungen, bei wel- 
chen die beteiligten Lehrpersonen je ein Minimalpensum von 12 Lektionen ertei-
len. 

§ 35 
Bildungssemester 

1  Das Departement kann einer Lehrperson auf Gesuch hin unter folgenden Vor-
aussetzungen ein einmalig besoldetes Bildungssemester gewähren: 
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1. sie muss mindestens zehn Jahre mit einem durchschnittlichen Pensum von 
wenigstens 50 % im thurgauischen Schuldienst unterrichtet haben, davon die 
letzten fünf Jahre ohne Unterbruch und unmittelbar vor dem Urlaub; nach einer 
Tätigkeit in einer thurgauischen Schulleitung kann von den letzten beiden Vor-
aussetzungen abgesehen werden; 

2. sie muss den Nachweis erbringen, dass sie sich schon bisher ausreichend in 
der unterrichtsfreien Zeit fortgebildet hat; 

3. sie muss sich schriftlich verpflichten, nach Abschluss des Bildungssemesters 
noch mindestens drei Schuljahre im thurgauischen Schuldienst zu unterrichten; 

4. die Stellvertretung muss sichergestellt sein; 

5. das Bildungssemester muss die Lehrperson in ihren beruflichen Fähigkeiten 
fördern. 

2  Das Bildungssemester darf längstens ein Schulsemester dauern und ist in der 
Regel bis zum vollendeten 55. Altersjahr anzutreten. Es ist in der Regel zusam-
menhängend zu beziehen. In begründeten Fällen kann eine Aufteilung bewilligt 
werden. 

§ 49 Absätze 2 und 3 gelten sinngemäss. 

Das Departement erlässt ergänzende Richtlinien zum Bildungssemester, na-
mentlich über die Mindestanforderungen an das Bildungsprogramm, die Kosten-
tragung unter den Schulen und das Verfahren. 

1. sie muss mindestens zehn Jahre mit einem durchschnittlichen Pensum von 
wenigstens 50 % im thurgauischen Schuldienst unterrichtet haben, davon die 
letzten fünf Jahre ohne Unterbruch und unmittelbar vor dem Urlaub.Bildungsse-
mester; nach einer Tätigkeit in einer thurgauischen Schulleitung kann von den 
letzten beiden Voraussetzungen abgesehen werden; 

§ 36 
Finanzierung und Rückzahlung 

1  Die Besoldung richtet sich nach dem durchschnittlichen Beschäftigungsgrad 
während der letzten zehn im Kanton Thurgau geleisteten Kalenderjahre vor dem 
Urlaub. Funktionszulagen werden nicht berücksichtigt. Die Spesen für das Bil-
dungssemester trägt die Lehrperson. 

2  Für die Rückzahlung gilt § 50 sinngemäss. 

1  Die Besoldung richtet sich nach dem durchschnittlichen Beschäftigungsgrad 
während der letzten zehn im Kanton Thurgau geleisteten Kalenderjahre vor dem 
Urlaub. Funktionszulagcn wcrdcn nicht bcrücksichtigt.Bildungssemester. Die 
Spesen für das Bildungssemester trägt die Lehrperson. 
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§ 38 
Altersentlastung 

1  Lehrpersonen, welche das 58. Altersjahr vollendet haben, werden auf Gesuch 
hin ab dem folgenden Semester um maximal drei Lektionen pro Woche ohne Be-
soldungsreduktion entlastet, höchstens jedoch bis zu einem Pensum von drei 
Lektionen unter dem für sie geltenden Pflichtpensum. 

2. bei einem Durchschnittspensum zwischen 24 und 26 Lektionen auf der Primar-
stufe und zwischen 23 und 25 Lektionen auf der Sekundarstufe I zwei Lektio-
nen; 

Lehrpersonen, welche das 58,59. Altersjahr vollendet haben, werden-auf Ge-
such hin ab dem folgenden Semester um maximal drei Lektionen pro Woche 
ohne Besoldungsreduktion entlastet, höchstens jedoch bis zu einem Pensum von 
drei Lektionen unter ab dem far sic  geltenden Pflichtpensum. folgenden Semes-
ter wie folgt entlastet:  

1. bei einem Durchschnittspensum ab 27 Lektionen auf der Primarstufe und ab 26 
Lektionen auf der Sekundarstufe I drei Lektionen; 

2  Das Departement erlässt Richtlinien zur Berechtigung bei vorgängiger Redukti-
on des Pensums aus gesundheitlichen Gründen, bei nachträglicher Reduktion 
des Pensums, bei Ausdehnung der Beschäftigung durch Pensenaufstockung und 
bei Übernahme von Sonderaufgaben, Zusatzlektionen und Nebenerwerben. 

3  Es beachtet folgende Vorgaben: 

1. bei besoldungswirksamen Reduktionen aus gesundheitlichen Gründen nach 
vollendetem 54. Altersjahr verschiebt sich die Entlastungsgrenze auf sechs 
Lektionen unter das für die Lehrperson geltende Pflichtpensum; 

2. die nachträgliche Reduktion des Pensums führt zur gestaffelten Kürzung der 
Altersentlastung, eine Reduktion um mehr als zwei Drittel eines Vollpensums 
schliesst sie aus. 

3. bei einem Durchschnittspensum zwischen 15 und 23 Lektionen auf der Primar-
stufe und zwischen 15 und 22 Lektionen auf der Sekundarstufe! eine Lektion. 

2  Das 	Departement crib-4'A Richtlinien zur Berechtigung bei vorgängigcr Rcdukti 

   

- 	• - : 

 

 

•••• 	. 	" 

  

   

Massgebend ist das durchschnittliche mathema-
tisch auf eine ganze Lektionenzahl gerundete Pensum der letzten vier Jahre. Das 
Departement erlässt Richtlinien zur Kürzung der Beschäftigung durch Pensen 

	

aufstockung und Altersentlastung  bei Übernahme von Sonderaufgaben, Zusatz 	
lektionen 	und Nebenerwerbenciner nachträglichen Reduktion des Pensums. 

3  Es 	beachtet folgende Vorgaben:Ab Einräumung einer Altersentlastung dürfen  
Zusatzlektionen, die nicht kompensiert werden können nicht mehr erteilt wer-
den. 

1. Aufgehoben. 

2. Aufgehoben. 
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§ 41 
Mitwirkung 

1  Unter Vorbehalt abweichender Regelungen in anderen Erlassen gibt der Kanton 
dem Verband Bildung Thurgau und dem Verband Thurgauer Schulgemeinden 
(VTGS) vor Erlass, materieller Änderung oder Aufhebung von personalrechtli-
chen Bestimmungen sowie in grundlegenden Personal-, Führungs- und Organi-
sationsfragen, die sich auf grosse Teile von Lehrerschaft oder Schulgemeinden 
oder ihre Gesamtheit auswirken, Gelegenheit zur Vernehmlassung. 

2  Die genannten Partner können in ihrem Bereich Anträge auf Erlass und Vollzug 
personalrechtlicher Bestimmungen stellen. 

Unter Vorbehalt abweichender Regelungen in anderen Erlassen gibt der Kanton 
dem Verband Bildung Thurgau-u4-dem Verband Thurgauer Schulgemeinden 
(VTGS)  und dem Verband Schulleiterinnen und Schulleiter Thurgau (VSL TG) vor 
Erlass, materieller Änderung oder Aufhebung von personalrechtlichen Bestim-
mungen sowie in grundlegenden Personal-, Führungs- und Organisationsfragen, 
die sich auf grosse Teile von Lehrerschaft oder Schulgemeinden oder ihre Ge-
samtheit auswirken, Gelegenheit zur Vernehmlassung. 

§ 42 
Einreihung 

Die Einreihung der Lehrpersonen richtet sich nach der Verordnung des Grossen 
Rates über die Besoldung der Lehrpersonen" und dem Anhang. Der Anhang un-
terscheidet nach Stufenlehrdiplom, Fachlehrdiplom und Diplom in Schulischer 
Heilpädagogik. Als Stufenlehrdiplom gilt ein ordentlicher, EDK-anerkannter Ab-
schluss für die Vorschulstufe, Primarstufe, Sekundarstufe I oder II. Als Stufen-
lehrdiplom gilt auch das Lehrdiplom Textilarbeit/Werken oder Hauswirtschaft. Als 
Fachlehrdiplom gilt ein Lehrdiplom in einem Fach. Für Personen mit nicht aufge-
führten Abschlüssen sowie für Personen in Ausbildung zu EDK-anerkannten Stu-
fendiplomen regelt das Departement die Besoldung durch Richtlinie. 

2  Lehrpersonen mit Abschlüssen, welche zum Unterricht auf einer höheren Stufe 
berechtigen, werden nach der für den Einsatzbereich erforderlichen Ausbildung 
eingereiht. 

- 6 - 
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2b's Personen mit altrechtlichen Lehrdiplomen, die eine anerkannte Lehrbefähi-
gung in einem zusätzlichen Unterrichtsfach erwerben, werden für den Unterricht 
im neuen Fach gemäss ihrem ursprünglichen Lehrdiplom eingereiht, vorbehält-
lich einer besonderen Regelung im Anhang. Als anerkannt gelten Facherweite-
rungen, die der Ausbildung zum regulären Stufendiplom entsprechen und die Zu-
lassungsvoraussetzungen der EDK erfüllen, sowie altrechtliche Nachqualifikatio-
nen mit Lehrberechtigung im Fach Englisch Sekundarstufe I des Kantons Thur-
gau. 

Personen, welche auf der Sekundarstufe ohne anerkanntes Lehrdiplom unter-
richten und für das unterrichtete Fach über einen anerkannten Ausbildungsab-
schluss auf Tertiärstufe verfügen, werden für dieses Fach in das Lohnband 4 ein-
gereiht. 

Lehrpersonen, welche auf der Sekundarstufe mit einem tieferen, stufenfremden 
anerkannten Lehrdiplom unterrichten und für das unterrichtete Fach über einen 
anerkannten Master verfügen, werden für dieses Fach in das Lohnband 5 einge-
reiht. 

5  Für alle übrigen Personen ohne anerkanntes Lehrdiplom beträgt die Entschädi-
gung jeweils 85 % von Lohnband 2 bei Unterricht auf Kindergartenstufe, Basis-
stufe und Primarstufe und von Lohnband 3 bei Unterricht auf Sekundarstufe I. 

3  Personen, welche auf der Sekundarstufe Lohne anerkanntes Lehrdiplom unter-
richten und für das unterrichtete Fach über einen anerkannten Ausbildungsab-
schluss auf Tertiärstufe verfügen, werden für dieses Fach in das Lohnband 4 ein-
gereiht. 

4  Lehrpersonen, welche auf der Sekundarstufe I mit einem tieferen, stufenfrem-
den anerkannten Lehrdiplom unterrichten und für das unterrichtete Fach über 
einen anerkannten Master verfügen, werden für dieses Fach in das Lohnband 5 
eingereiht. 

§ 45a 
Besoldung bei befristeter Anstellung 

Befristet angestellte Lehrpersonen erhalten bei einer Anstellungsdauer bis und 
mit acht Unterrichtswochen 85 %, darüber hinaus 100 % der ordentlichen Besol-
dung. 

2  Der Lohnanspruch bei Verhinderung der Arbeitsleistung richtet sich nach jenem 
von Personen, die beim Kanton befristet angestellt sind. 

§ 46 
Beginn und Ende des Besoldungsanspruchs 

Bei Antritt der Stelle zu Beginn des Herbstsemesters entsteht der Besoldungs-
anspruch ab 1. August, bei Antritt zu Beginn des Frühlingssemesters ab 1. Fe-
bruar. 



3  Bei Beginn oder Ende des Arbeitsverhältnisses während des Semesters be-
misst sich der Besoldungsanspruch nach den bis zum Beginn oder Ende tatsäch-
lich erteilten beziehungsweise noch zu erteilenden Unterrichtswochen. Die Rege 
. Z Z 

ters 	analog. _Eine Unterrichtswoche entspricht einem Vierzigstel eines Jahrecloh  
ncadem Jahreslohn dividiert durch 39.2. 
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2  Der Besoldungsanspruch einer Lehrperson endet am 31. Januar, wenn sie die 
Stelle auf Ende des Herbstsemesters verlässt, am 31. Juli, wenn sie die Stelle 
auf Ende des Frühlingssemesters verlässt. 

3  Bei Beginn oder Ende des Arbeitsverhältnisses während des Semesters be-
misst sich der Besoldungsanspruch nach den bis zum Beginn oder Ende tatsäch-
lich erteilten beziehungsweise noch zu erteilenden Unterrichtswochen. Die Rege-
lung gilt für unbezahlte Urlaube sowie für Pensenwechsel während des Semes-
ters analog. Eine Unterrichtswoche entspricht einem Vierzigstel eines Jahresloh-
nes. 

4  Für unbezahlte Urlaube sowie für Pensenwechsel während des Semesters gilt 
die Regelung gemäss Absatz 3 analog. Bei unbezahlten Urlauben bis und mit 
acht Unterrichtswochen erfolgt der Abzug nur zu 85 %. 

§ 48 
Weiterbildungskosten 

Unter Vorbehalt der Bereitstellung unentgeltlicher Angebote oder von Beiträgen 
durch den Kanton tragen die Schulgemeinden die Kosten für die interne und die 
von ihnen obligatorisch erklärte externe Weiterbildung. 

2 Auf vorgängiges Gesuch kann sich die Schulgemeinde an den Kosten der im 
Interesse der Schule liegenden freiwilligen externen Weiterbildung beteiligen. 

3  Die Beteiligung kann Kurskosten, Prüfungsgebühren, Spesen sowie Lohnkos-
ten für ausfallende Arbeitszeit einschliesslich Funktionszulagen umfassen. 

3  Die Beteiligung kann Kurskosten, Prüfungsgebühren, Spesen sowie Lohnkosten 
für ausfallende Arbeitszeit 	einschliesslich Funktionszulagen _umfassen. 

§ 64 
Ubergangsrecht 

Hängige Gesuche um Abgangsentschädigungen werden nach bisherigem 
Recht beurteilt. 

§ 64 Aufgehoben. 

§ 66a 
Übergang Besoldung und Mitarbeiterbeurteilung 

1 Die §§ 46a, 46b und 46c sind erstmals im Jahr 2012 wirksam. 

§ 66a Aufgehoben. 
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II.  

(keine Änderungen bisherigen Rechts) 

III.  

(keine Aufhebungen bisherigen Rechts) 

IV.  

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme von § 38 auf den 1. Januar 2018 in Kraft. § 
38 tritt auf den 1. August 2018 in Kraft. 

Die Präsidentin des Regierungsrates 

Der Staatsschreiber 
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